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„Soziale Sicherheit, Leistungen bei Arbeitslosigkeit" 

Verbundene Rechtssachen 41, 121 und 796/79 

L e i t s ä t z e 

1. Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer — Arbeitslosigkeit — Leistungen — Ar­
beitsloser, der sich in einen anderen Mitgliedstaat begibt — Aufrechterhaltung des Lei­
stungsanspruchs — Regelung des Artikels 69 der Verordnung Nr. 1408/71 — Gegen­
stand 

2. Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer — Arbeitslosigkeit — Leistungen — Ar­
beitsloser, der sich in einen anderen Mitgliedstaat begibt — Aufrechterhaltung des Lei­
stungsanspruchs — Dreimonatsfrist — Ablauf— Verlust des Leistungsanspruchs — 
Umfang 

(Verordnung Nr. 1408/71 des Rates, Art. 69 Abs. 2) 

3. Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer — Arbeitslosigkeit — Leistungen — Ar­
beitsloser, der sich in einen anderen Mitgliedstaat begibt — Aufrechterhaltung des Lei­
stungsanspruchs — Voraussetzungen und Grenzen — Vereinbarkeit mit den Bestim­
mungen des EWG-Vertrags 

(EWG-Vertrag, Art. 51; Verordnung Nr. 1408/71 des Rates, Art. 69) 

4. Handlungen der Organe — Gültigkeit — Verletzung der Grundrechte — Beurteilung 
ausschließlich anhand des Gemeinschaftsrechts 

5. Gemeinschaftsrecht — Allgemeine Rechtsgrundsätze — Grundrechte — Eigentums­
recht — Schutz durch die Gemeinschaftsrechtsordnung 

6. Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer — Arbeitslosigkeit — Leistungen —·- Ar­
beitsloser, der sich in einen anderen Mitgliedstaat begibt — Aufrechterhaltung des Lei­
stungsanspruchs — Dreimonatsfrist — Verlängerung — Ermessensspielraum der inner­
staatlichen Stellen — Grenzen — Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

(Verordnung Nr. 1408/71 des Rates, Art. 69 Absatz 2) 
I — Vcľfahrcnssprache: Deutsch. 
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URTEIL VOM 19. 6. 1980 — VERBUNDENE RECHTSSACHEN 41, 121 UND 796/79 

1. Artikel 69 der Verordnung Nr. 
1408/71 ist nicht lediglich eine Maß­
nahme zur Koordinierung der natio­
nalen Rechtsvorschriften auf dem Ge­
biet der Leistungen bei Arbeitslosig­
keit, sondern begründet zugunsten 
der Arbeitnehmer, die von ihm Ge­
brauch machen wollen, eine eigen­
ständige Ausnahmeregelung zu den 
Vorschriften des innerstaatlichen 
Rechts, die unabhängig von der Aus­
gestaltung der nationalen Rechtsvor­
schriften über die Aufrechterhaltung 
und den Verlust des Anspruchs auf 
Leistungen in allen Mitgliedstaaten 
einheitlich auszulegen ist. 

2. Artikel 69 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 1408/71, wonach der Arbeitneh­
mer, der nach Ablauf der in Artikel 
69 Absatz 1 Buchstabe c vorgesehenen 
Dreimonatsfrist in den zuständigen 
Staat zurückkehrt, „jeden Anspruch" 
auf Leistungen nach den Rechtsvor­
schriften dieses Staates verliert, be­
schränkt diesen Verlust nicht auf den 
Zeitraum zwischen dem Ablauf der 
Frist und demjenigen Zeitpunkt, zu 
dem sich der Arbeitnehmer wieder der 
Arbeitsverwaltung des zuständigen 
Staates zur Verfügung stellt. Somit 
kann dieser Arbeitnehmer gemäß Ar­
tikel 69 Absatz 2 Satz 1 keinen An­
spruch auf Leistungen gegen den zu­
ständigen Staat mehr erheben, sofern 
nicht die Frist nach Artikel 69 Absatz 
2 Satz 2 verlängert worden ist. 

3. Artikel 69 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 1408/71 ist, soweit er den An­
spruch auf Weitergewährung der Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit zeitlich 
begrenzt und ihn von der Erfüllung 

bestimmter Bedingungen abhängig 
macht, mit den Bestimmungen über 
die Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
nicht unvereinbar. 

4. Die Frage einer etwaigen Verletzung 
der Grundrechte durch eine Hand­
lung der Gemeinschaftsorgane kann 
nur im Rahmen des Gemeinschafts­
rechts selbst beurteilt werden. 

5. Das Eigentumsrecht zählt zu den 
Grundrechten, deren Schutz die Ge­
meinschaftsrechtsordnung ausgehend 
von den gemeinsamen Verfassungs­
konzeptionen der Mitgliedstaaten und 
unter Berücksichtigung der internatio­
nalen Verträge über den Schutz der 
Menschenrechte gewährleistet, an de­
ren Abschluß die Mitgliedstaaten be­
teiligt waren oder denen sie beigetre­
ten sind. 

6. Zwar verfügt die zuständige Arbeits­
verwaltung oder der zuständige staat­
liche Träger bei der Entscheidung 
über eine mögliche Verlängerung der 
in Artikel 69 Absatz 2 der Verord­
nung Nr. 1408/71 vorgesehenen 
Dreimonatsfrist über einen weiten Er­
messensspielraum; sie haben jedoch 
bei der Ausübung dieses Ermessens 
den Grundsatz der Verhältnismäßig­
keit zu beachten, der ein allgemeiner 
Rechtsgrundsatz der Gemeinschaft ist. 
Bei der korrekten Anwendung dieses 
Grundsatzes hat die zuständige Ar­
beitsverwaltung oder der zuständige 
Träger in jedem Einzelfall die Dauer 
der Fristüberschreitung, den Grund 
für die verspätete Rückkehr sowie die 
Schwere der an die verspätete Rück­
kehr geknüpften Rechtsfolgen zu be­
rücksichtigen. 
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